
Verkaufs-, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 

§ 1 Allgemeines 

(1) Die nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für sämtliche 

Geschäftsbeziehungen der FD Fleischerdienst Allgäu-Schwaben eG („Verkäufer“) mit 

den Vertragspartnern („Käufer“). 

(2) Diese AGB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende 

Allgemeine Geschäftsbedingungen des Vertragspartners werden nur dann und insoweit 

Vertragsbestandteil, als der Verkäufer ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt hat. Dieses 

Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Käufer 

im Rahmen der Bestellung auf seine Allgemeinen Geschäftsbedingungen verweist und 

der Verkäufer dem nicht ausdrücklich widerspricht. 

(3) Individuelle Vereinbarungen und Angaben in der Auftragsbestätigung des Verkäufers 

haben Vorrang vor den nachfolgenden Bedingungen. 

(4) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

§ 2 Angebote und Preise 

(1) Alle Angebote des Verkäufers sind stets freibleibend und unverbindlich. 

(2) Es gelten die zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses von dem Verkäufer festgelegten 

Preise, sofern keine anderweitige Vereinbarung getroffen wird. 

(3) Der Verkäufer behält sich vor, den zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses geltenden Preis 

um die infolge einer Steigerung preisrelevanter Kosten wie Rohstoff-, Material- und 

Transportkosten bei ihm anfallenden Mehrkosten nach billigem Ermessen zu erhöhen, 

sofern der Verkäufer eine entsprechende allgemeine Preiserhöhung vornimmt. Der 

Verkäufer ist verpflichtet, im Falle gesunkener eigener Kosten den Preis zugunsten des 

Vertragspartners entsprechend zu reduzieren. 

(4) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

§ 3 Versand und Lieferung 

(1) Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. vom Verkäufer bei Annahme der Bestellung 

angegeben. Sofern dies nicht der Fall ist, beträgt die Lieferfrist ca. drei Wochen ab 

Vertragsschluss. 

(2) Sofern der Verkäufer verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die er nicht zu vertreten 

hat, nicht einhalten kann (Nichtverfügbarkeit der Leistung), wird er den Käufer hierüber 

unverzüglich informieren und gleichzeitig die voraussichtliche neue Lieferfrist mitteilen. 

Ist die Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, ist der Verkäufer 

berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits erbrachte 

Gegenleistung des Käufers wird der Verkäufer unverzüglich erstatten. Nichtverfügbarkeit 

der Leistung liegt beispielsweise vor bei nicht rechtzeitiger Selbstbelieferung durch den 

Zulieferer des Verkäufers, wenn der Verkäufer ein kongruentes Deckungsgeschäft 

abgeschlossen hat, bei sonstigen Störungen in der Lieferkette etwa aufgrund höherer 

Gewalt oder wenn der Verkäufer im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet ist. 

Die Rechte des Käufers nach § 5 dieser Vertragsbedingungen sowie die gesetzlichen 

Rechte des Verkäufers, insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht, z.B. 

wegen Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung/Nacherfüllung, bleiben 

unberührt. 

(3) Erfüllungsort der Lieferung und einer etwaigen Nacherfüllung ist das Lager des 

Verkäufers. Auf Verlangen und Kosten des Käufers wird die Ware an einen anderen Ort 
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versandt (Versendungskauf). Der Käufer trägt die Kosten einer ggf. von ihm 

gewünschten Transportversicherung. 

(4) Wird die Mengenangabe „ca.“ vereinbart, so ist der Verkäufer zu einer Mehr- oder 

Minderlieferung in Höhe von jeweils 10 % des Abgangsgewichts berechtigt. Eine 

entsprechende Preisanpassung findet statt. 

(5) Der Verkäufer ist zu Teillieferungen berechtigt, soweit dies für den Käufer zumutbar ist. 

In diesem Fall trägt der Käufer nur die Transportkosten der ersten Teillieferung, es sei 

denn, die Teillieferung erfolgt auf Wunsch des Käufers. 

§ 4 Untersuchungs- und Rügepflichten 

(1) Für die Rechte des Käufers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 

Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter 

Anleitungen) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes 

bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über den 

Verbrauchsgüterkauf (§§ 474 ff. BGB) und die Rechte des Käufers aus gesondert 

abgegebenen Garantien insbesondere seitens des Herstellers. 

(2) Der Verkäufer haftet grundsätzlich nicht für Mängel, die der Käufer bei Vertragsschluss 

kennt oder grob fahrlässig nicht kennt (§ 442 BGB). Weiterhin setzen die 

Mängelansprüche des Käufers voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und 

Anzeigepflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Bei zur Weiterverarbeitung 

bestimmten Waren hat eine Untersuchung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung 

zu erfolgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der Untersuchung oder zu irgendeinem 

späteren Zeitpunkt ein Mangel oder eine Abweichung von der vereinbarten Liefermenge, 

so ist dem Verkäufer hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall 

sind offensichtliche Mängel bzw. Gewichtsabweichungen innerhalb von fünf Arbeitstagen 

ab Lieferung und bei der Untersuchung nicht erkennbare Mängel innerhalb der gleichen 

Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen.  

Frischfleisch ist innerhalb von 12 Stunden nach Lieferung auf Vollständigkeit und 

Mangelfreiheit zu untersuchen. Diesbezügliche Mengenbeanstandungen bzw. 

Mängelrügen sind dem Verkäufer innerhalb weiterer 12 Stunden schriftlich anzuzeigen.  

Versäumt der Käufer die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist 

die Haftung des Verkäufers für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht 

ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften 

ausgeschlossen. Bei einer zur Weiterverarbeitung bestimmten Ware gilt dies auch dann, 

wenn der Mangel infolge der Verletzung einer dieser Pflichten erst nach der 

entsprechenden Verarbeitung offenbar wurde. 

(3) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, kann der Verkäufer zunächst wählen, ob er 

Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung 

einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) leistet. Ist die von ihm gewählte Art der 

Nacherfüllung im Einzelfall für den Käufer unzumutbar, kann er sie ablehnen. Das Recht 

des Verkäufers, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu 

verweigern, bleibt unberührt. 

(4) Der Verkäufer ist berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, 

dass der Käufer den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer ist jedoch berechtigt, einen 

im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

(5) Ansprüche des Käufers auf Aufwendungsersatz gem. § 445a Abs. 1 BGB sind 

ausgeschlossen, es sei denn, der letzte Vertrag in der Lieferkette ist ein 

Verbrauchsgüterkauf (§§ 478, 474 BGB). Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz 
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oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB) bestehen auch bei Mängeln der 

Ware nur nach Maßgabe nachfolgender §§ 5 und 6. 

§ 5 Haftung 

(1) Der Verkäufer haftet dem Käufer gegenüber in allen Fällen vertraglicher und 

außervertraglicher Haftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit nach Maßgabe der 

gesetzlichen Bestimmungen auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher 

Aufwendungen. 

(2) In sonstigen Fällen haftet der Verkäufer – soweit in Abs. 3 nicht abweichend geregelt – 

nur bei Verletzung einer Vertragspflicht, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 

Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 

Käufer regelmäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflicht), und zwar beschränkt auf den 

Ersatz des vorhersehbaren und typischen Schadens. In allen übrigen Fällen ist die 

Haftung des Verkäufers vorbehaltlich der Regelung in Abs. 3 ausgeschlossen. 

(3) Die Haftung des Verkäufers für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 

oder der Gesundheit und nach dem Produkthaftungsgesetz bleibt von den vorstehenden 

Haftungsbeschränkungen und -ausschlüssen unberührt. 

§ 6 Verjährung 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für 

Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung, sofern es sich beim 

Käufer um einen Unternehmer handelt. 

(2) Die kaufrechtlichen Verjährungsfristen gelten auch für vertragliche und außervertragliche 

Schadensersatzansprüche des Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, es sei 

denn, die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) 

würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des 

Käufers gem. vorstehenden § 5 sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren 

ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

§ 7 Eigentumsvorbehalt 

(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller gegenwärtigen und künftigen Forderungen des 

Verkäufers aus dem Kaufvertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung (gesicherte 

Forderungen) behält der Verkäufer sich das Eigentum an den verkauften Waren vor. 

(2) Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollständiger Bezahlung der 

gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet noch zur Sicherheit übereignet 

werden. Der Käufer hat den Verkäufer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn 

ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Zugriffe Dritter 

(z.B. Pfändungen) auf die Waren des Verkäufers erfolgen. 

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen 

Kaufpreises, ist der Verkäufer berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom 

Vertrag zurückzutreten und/oder die Ware auf Grund des Eigentumsvorbehalts 

herauszuverlangen. Das Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklärung 

des Rücktritts; der Verkäufer ist vielmehr berechtigt, lediglich die Ware 

herauszuverlangen und sich den Rücktritt vorzubehalten. Zahlt der Käufer den fälligen 

Kaufpreis nicht, darf der Verkäufer diese Rechte nur geltend machen, wenn er dem 

Käufer zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur Zahlung gesetzt hat oder eine 

derartige Fristsetzung nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 

(4) Der Vertragspartner ist, soweit es sich um einen Unternehmer handelt, bis auf Widerruf 

gem. unten (c) befugt, die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren im 
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ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern und/oder zu verarbeiten. In 

diesem Fall gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen 

a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, Vermischung 

oder Verbindung unserer Waren entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem Wert, 

wobei der Verkäufer als Hersteller gilt. Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung 

oder Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwirbt der 

Verkäufer Miteigentum im Verhältnis der Rechnungswerte der verarbeiteten, 

vermischten oder verbundenen Waren. Im Übrigen gilt für das entstehende 

Erzeugnis das Gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware. 

b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entstehenden 

Forderungen gegen Dritte tritt der Käufer schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe eines 

etwaigen Miteigentumsanteils des Verkäufers gem. vorstehendem Absatz zur 

Sicherheit an den Verkäufer ab. Der Verkäufer nimmt die Abtretung an. Die in Abs. 2 

genannten Pflichten des Käufers gelten auch in Ansehung der abgetretenen 

Forderungen. 

c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Käufer neben dem Verkäufer ermächtigt. 

Der Verkäufer verpflichtet sich, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Käufer 

seinen Zahlungsverpflichtungen ihm gegenüber nachkommt, kein Mangel seiner 

Leistungsfähigkeit vorliegt und der Verkäufer den Eigentumsvorbehalt nicht durch 

Ausübung eines Rechts gem. Abs. 3 geltend macht. Ist dies aber der Fall, so kann 

der Verkäufer verlangen, dass der Käufer ihm die abgetretenen Forderungen und 

deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die 

dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung 

mitteilt. Außerdem ist der Verkäufer in diesem Fall berechtigt, die Befugnis des 

Käufers zur weiteren Veräußerung und Verarbeitung der unter Eigentumsvorbehalt 

stehenden Waren zu widerrufen. 

d) Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten der Forderungen des Verkäufers 

um mehr als 10%, wird der Verkäufer nach seiner Wahl auf Verlangen des Käufers 

Sicherheiten freigeben. 

§ 8 Gerichtsstand und Erfüllungsort 

(1) Für alle Streitigkeiten aus dem vorliegenden Vertrag wird, sofern der Vertragspartner 

Kaufmann ist, für beide Parteien der ausschließliche Gerichtsstand Memmingen 

vereinbart. 

(2) Für alle vertraglichen Streitigkeiten gilt deutsches Recht. 

§ 9 Salvatorische Klausel 

Für den Fall, dass eine Bestimmung oder ein Teil einer Bestimmung dieses Vertrages 

unwirksam sein sollte, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht tangiert. 

Anstelle der unwirksamen Bestimmungen tritt eine dem wirtschaftliche Erfolg der 

ursprünglich geplanten Gestaltung möglichst nahekommende Regelung. 

 


